Bernd Voß

Diekdorf 124

25554 Nortorf

An das 
Ministerium für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt und Ländliche Räume

Mercatorstraße 3
24106 Kiel
Einwendung gegen den Antrag der Fa. Vattenfall für
- die Stilllegung und den Abbau des AKW Brunsbüttel 
für den Antrag der Kernkraftwerk Brunsbüttel GmbH & Co. oHG

zum Umgang mit radioaktiven Stoffen

nach § 7 Strahlenschutzverordnung (StrlSchV) und den Bauantrag nach § 62

Landesbauordnung (LBO) zur Errichtung eines Lagers für schwach- und mittelradioaktive Abfälle und Reststoffe und 
- zum Umgang mit radioaktiven Stoffen sowie zur Errichtung eines Lagers für 
   schwach- und mittelradioaktive Abfälle und Reststoffe, Bekanntmachung vom 16.2.2015

Ich bin in meinen Rechten betroffen.

A. Zum Antrag:

1. Am 5.5.2014 beantragte Vattenfall eine Genehmigung nach § 7 StrlSchV. Es sollen auch die Anlagenkomponenten und z. T. maroden Fässer aus den Kavernen in das LasmA transportiert und dort gelagert werden. Es wird nicht mitgeteilt, wie und wann (einige der Fässer wurden ja schon geborgen) die Fässer und Komponenten transportiert werden. Es fehlt eine klare rechtliche Abgrenzung zum Nachbetrieb. Der Antrag ist damit unvollständig. Darüber hinaus wende ich ein, dass das LasmA, weil darin mit radioaktiven Stoffen umgegangen wird, nach § 7 AtG genehmigt wird.
2. Vattenfall hat als zu lagernde Gesamtaktivität 4e18 Bq beantragt, diesen Wert aber mit Änderungsantrag vom Dez. 2014 auf 5e17 Bq gesenkt. Für beide Werte wurde keine Begründung geliefert: es fehlt ein Nuklidkataster der Anlage KKB, ein Nuklidflussdiagramm, wohin die radioaktiven Stoffe gehen, wie genau die Materialien verpackt werden, und wie lange sie im Lasma gelagert werden sollen. Damit fehlen die wesentlichen Informationen, um beurteilen zu können, ob ich in meinen Rechten verletzt bin. Das Öffentlichkeitsbeteiligungsverfahren ist deshalb zu wiederholen. 
Ich beantrage, dass diese Sachverhalte in einer Genehmigung dargestellt und unter strenger Beachtung des Strahlenminimierungsgebots beschieden werden.

3. Im Genehmigungsbescheid ist festzuschreiben, dass radioaktive Stoffe und Material aus dem Rückbau von Atomanlagen von außerhalb, die also nicht aus dem Rückbau des KKB stammen, nicht im LasmA gelagert werden dürfen. Ausnahme davon wären die jetzt in den Transportbereitstellungshallen liegenden mittel- und schwachradioaktiven Abfälle.
4. Eine Abklinglagerung ist nicht zuzulassen, weil sie dem Gebot der Strahlenminimierung widerspricht. Ich beantrage, dass die für eine (bedingte) Freigabe nach StrlSchV geltenden Grenzwerte um 50% gesenkt werden, um zu verhindern, dass die Freigabewerte nur "geradeso" unterschritten werden.
5. Auch die Großkomponenten sind gegen Verwehung und Abrieb von radioaktiven Schwebstoffen zu verpacken. Dass keine Freisetzung von an Aerosolen gebundener Radioaktivität erfolgt, ist nicht nachgewiesen, z. B. bei starkem Wind oder bei Kollisionen. Eine messtechnische Überwachung aller radioaktiven Stoffe ist erforderlich.
6. "Die sonstigen radioaktiven Stoffe werden dabei in weitestgehend endlagergerecht konditionierter Form in entsprechenden Behältern ... eingelagert." Diese Vorgehensweise ist zu unspezifisch. In der Genehmigung  muss exakt festgeschrieben werden, welche Stoffe wie eingelagert werden sollen. Dabei ist jeweils nach Strahlenschutzgesichtspunkten zu entscheiden, ob endlagergerecht oder nicht die günstigste Variante darstellt.
7. Die Radioaktivitätserfassung an den Lüftungsöffnungen ist erforderlich, um auf Freisetzungen schnell reagieren zu können. Dazu reichen wiederkehrende Überprüfungen nicht aus; denn - wie die Antragstellering selber schreibt - ist "eine Freisetzung von gasförmigen oder flüchtigen Radionukliden nicht gänzlich auszuschließen." Auf die Anwendung des § 47 Abs. 4 StrlSchV kann (und sollte) die Genehmigungsbehörde verzichten.
8. Die nach § 9 Abs. 1 beizubringenden Unterlagen wurden (auch soweit sie öffentlich sind) nicht ausgelegt. Damit ist der Antrag unvollständig. Die Öffentlichkeitsbeteiligung ist zu wiederholen.

9. Die Antragsunterlagen waren mutmaßlich auch deshalb zu Beginn der Öffentlichkeitsbeteiligung nicht vollständig, weil die Antragstellerin selbst in Punkt 5 des Antrags vom 5.5.2014 (dieser war ausgelegt worden) beantragt, die zur Prüfung der Antrags erforderlichen Unterlagen "sukzessive " nachreichen zu wollen. 
10. Es wird nicht deutlich, ob die Pufferlager mit dem Lasma-Antrag oder dem Stilllegungs-Antrag beantragt werden und mit welchem Bescheid sie genehmigt werden.

B. Sicherheitsbericht der Nukem
(Die Ziffern folgen der Nomenklatur des Sicherheitsberichts (SB)

2.4 Es genügt nicht, nur die Produktionsschwerpunkte zu benennen. Zwischenprodukte sind ebenfalls zu nennen und deren Gesundheitsrelevanz zu beschreiben. Unbedingt wichtig ist die Angabe, ob die Warneinrichtungen des AKW (und später des ZL und LasmA) die gefährlichen Stoffe detektieren können.
2.6 Es wird nicht erläutert, warum Referenzdaten des Jahres 2009 verwendet werden.

2.9 Das Bemessungserdbeben und die Auslegung dagegen müssen nach dem aktuellen Stand von Wissenschaft und Technik gewählt werden.

3.1 Mit dem Genehmigungsbescheid ist zu entscheiden, ob und welche Großkomponenten später abtransportiert oder zur weiteren Bearbeitung gelagert werden. Eine Möglichkeit der Bearbeitung vor Ort wird nach dem Abbau des KKB nicht mehr vorhanden sein. (Eine Reparaturzelle (Heiße Zelle) zur Durchführung von (Reparatur)arbeiten an Gebinden, die im LasmA lagern, wurde nicht beantragt.)
3.2.1 In diesem Kapitel müsste detailliert und nachvollziehbar erläutert werden, wie die radioaktiven Abfälle gebunden, fixiert, vergossen, gerüttelt, verdichtet, getrocknet! usw. werden. Nach den leidvollen Erfahrungen mit den Fässern in den Kavernen des KKB wäre mehr Sensibilität und Detailgenauigkeit zu erwarten gewesen; denn diese Handhabungen, die großen Einfluss auf die (zu erwartende) Langzeitlagerung haben, stellen einen wichtigen Aspekt des Antrags dar. Über die bloße Aufzählung von Anforderungen kommt der Antrag aber nicht hinaus. Der Antrag ist deshalb unvollständig. Im Genehmigungsbescheid müssen insoweit konkrete Auflagen formuliert werden.
"Die Abfallgebinde sind weitgehend ohne Überdruck." Im Bescheid muss für jede der Abfallproduktgruppen ein maximaler, über die Lagerzeit zu unterschreitender Druck festgelegt werden.

3.2.3 Die Verpackung der Großkomponenten wird mit Versiegelung und/oder Verschluss angegeben. Eine nähere Beschreibung erfolgt nicht. Sie soll die Kontamination über den Zeitraum der Lagerung einschließen. Mindestanforderungen für die Versiegelung müssen im Bescheid festgesetzt werden. Die Lagerdauer ist insgesamt zu begrenzen. Die Anforderungen an die Versiegelung hängen auch von der erwarteten Lagerdauer ab. 
4.3.1 Es wird nicht angegeben, welche Anforderungen zugrunde gelegt wurden, die zur baulichen Auslegung des LasmA geführt haben, nämlich 85 cm dicke Außenwände und 90 cm dicke Decke. Zwar wird angegeben, dass Lasten infolge von Einwirkungen von innen und außen gemäß Kapitel 7 berücksichtigt" seien, jedoch finden sich auch in Kap. 7 keine Hinweise, wie die Auslegung vorgenommen wurde. Ob die Auslegung dem Regelwerk genügt, kann ich daher nicht bewerten; so dass eine Beurteilung, ob ich in meinen Rechten verletzt bin, nicht vornehmen kann. 
4.4.3 An den Abluftöffnungen  bzw. am Ende deren Zuleitungen sind Radioaktivitätsemissionsmessgeräte zu installieren, um Nuklidfreisetzungen zeitnah detektieren zu können. Die in 4.6.6 vorhandenen Messeinrichtungen (und die später zu installierenden Thermolumineszenz-Dosimeter sind Immissionsmessgeräte, die viel zu ungenau, nicht nuklidspezifisch und zu weit entfernt sind, um diese Aufgabe übernehmen zu können. Emissionen mit der Abluft werden gar nicht beantragt. Die Begründung mit § 47 StrlSchV, die in der UVU gegeben wird, überzeugt nicht.
5.5 Die ermittelte effektive Dosis wird mit knapp unter 0.5 mSv pro Jahr angegeben. Sie ist also nur um 50 % geringer als der Grenzwert. Dieser Abstand ist marginal. Er muss durch im Bescheid niedriger festgesetzte Emissionsgrenzwerte wesentlich gesenkt werden. Ich wende ein, dass die zu besorgende radiologische Strahlenbelastung derart hoch ist, dass eine Genehmigung nach §7 AtG erfolgen sollte. I. Ü. zeigen neuere Studien, dass eine Steigerung der Strahlenbelastung von 1 auf 2 mSv pro Jahr zu einer Erhöhung von Krebserkrankungen bei Kindern bis 16 Jahren um 30 % führt (z. B. in Spycher et al., Environmental Health Perspectives Nr. 123, Febr. 2015, zitiert nach Strahlentelex Nr. 678-679, 29. Jahrgang, 2. 4.2015).
6.3 Da im LasmA keine Einrichtungen für die Durchführung von Reparaturen (Heiße Zellen)vorgesehen ist, muss erläutert werden, wie eine Instandhaltung von Abfallgebinden erfolgen soll.
6.3.3 Die Inspektion von Abfallgebinden soll an Referenzgebinden  an repräsentativen Orten vorgenommen werden. Es ist überraschend, dass der Antragsteller aus den Erfahrungen mit Fässern in den Kavernen nichts gelernt hat! Die Inspektionen können (bei entsprechender Lagerung der Gebinde) zum Schutz der Mitarbeiter ferngesteuert vorgenommen werden. Ich beantrage, dass in kurzen Abständen an allen Gebinden Inspektionen und Messungen auf Radioaktivitätsaustritt im Bescheid festgelegt werden.

Die Dauer der Lagerung im LasmA ist zeitlich so zu begrenzen, dass die Auslegung der Gebinde eine sichere Lagerung gewährleistet. 
Die Lagerung von Fremdmaterial (außer dem für KKK genehmigten, das allerdings nur im KKK entstanden sein darf) ist zu untersagen.

7.2.1 Als maximales Aktivitätsinventar von 3 Gebinden wird 1.45e13 Bq für das Ereignis Mechanische Einwirkung angesetzt (die Nuklidvektoren werden nicht genannt, was für die zu erwartend Strahlenexposition aber wichtig ist). Für das Ereignis Thermische Einwirkung wird der Brand eines Transportfahrzeugs betrachtet, das einen Container mit einem maximalen Aktivitätsinventar von 5e9 Bq geladen hat. Ich bezweifele, dass in einem 20 Zoll-Container maximal 5e9 Bq enthalten sind. 
Fässer müssen auch transportiert werden. Gerät eines in Brand, könnten bis zu 0.5e13 Bq freigesetzt werden (mit den Aktivitätsangaben zu Mechanischen Einwirkungen). Die Strahlenbelastung wäre dann um einen Faktor 10.000 höher.
Es fehlen Angaben, wie das Löschwasser zurückgehalten wird und wie es von Löschmitteln und Nukliden gereinigt wird. 

Sowohl in 7.2.1 als auch in 7.2.2 heißt es: "Für die am höchsten belastete Altersgruppe der Bevölkerung ergibt sich eine potentielle Effektivdosis von weniger als 1 mSv." (S. 56) ist ungenau. Es könnten bis zu 1 mSv sein. Die Berechnung und die verwendeten Parameter werden nicht dargestellt. Immerhin eröffnet die Anlage VII der StrlSchV (ist die identisch mit den Störfallberechnungsgrundlagen von 2003, Kap. 4?) eine breite Möglichkeit, das Berechnungsergebnis zu beeinflussen. 
Ich beantrage, dass die detaillierten Berechnungen der Störfallauswirkungen aller zu betrachtenden Ereignisse von einem Gutachter vorgenommen werden und diese (sowie diejenigen, auf die sich die Nukem bezieht) vor Genehmigungserteilung von der Behörde überprüft werden. Ich beantrage weiter, mir die Störfallberechnungen nach UIG bzw. UZG unaufgefordert und zeitnah vor der Genehmigung vorzulegen, um ein (leider kostenpflichtiges) Widerspruchsverfahren zu vermeiden.
7.3.2 Die baulichen Einrichtungen (z. B. Wannen), um große Niederschlagsmengen zurückzuhalten, die (nuklidbelastet) von Pufferflächen und LasmA mit Nukliden beaufschlagt sein können, werden nicht beschrieben. Das zugrunde gelegte Starknieerschlagereignis ist mitzuteilen.
7.3.5 Der Schutz gegen Hochwasser wird nur angedeutet. Es sind konkrete bauliche Maßnahmen anzugeben und die erwarteten Sturmflutwasserstände sowie deren Berechnung anzugeben. Dies ist insbesondere wegen der Lage des LasmA in einem Hochwasserrisikogebiet, der offenen Zeitdauer des Rückbauverfahrens und der Lagerung von schwach- und mittelaktiven radioaktiven Abfällen und der Folgen des Klimawandels für Sturmflutereignisse sind die Sicherungsmaßnahmen gegen Hochwasserereignisse im Antrag zu überprüfen.
7.3.12 Nach dem Urteil des OVG Schleswig wäre es erforderlich, die Lastannahmen für den getrachteten Flugzeugabsturz anzugeben. Gleiches gilt für den Angriff mit modernen Panzer brechenden Waffen. Es liegt ein Ermittlungsdefizit vor. Die Behörde hat die fehlenden unterlagen nachzufordern und auszulegen. Im SB wird nicht dargestellt, welche (zusätzlichen) baulichen Maßnahmen durch das OVG-Urteil erforderlich geworden sind. Angaben, ob die Richtwerte für langfristige Umsiedlung und Evakuierung unterschritten bleiben fehlen. Diese Angaben hätten auch für die anderen Ereignisse erfolgen müssen. Ob die Ereignisse vollständig benannt wurden, bleibt unklar.
9. Auch in der Schlussbetrachtung wird die Notwendigkeit einer Reparatur von Gebinden nicht benannt, also nicht für erforderlich gehalten. Die Vorrichtungen/Handhabung defekter Gebinde ist darzustellen.

C. UVU

(Ziffern folgen denjenigen der UVU)

4.6. Auch in der UVU werden keine Emissionen mit der Fortluft betrachtet.

Das zitierte Gutachten des Ökoinstituts fehlt in der Literaturliste. Es ist eine wichtige Studie, um zu beurteilen, ob es richtig ist, dass die UVU nicht die radiologischen Auswirkungen auf Tier- und Pflanzenarten betrachtet. Die Akkumulation radioaktiver Stoffe in Wasserlebewesen und Milch sind bekannt.

Hier liegt ein Ermittlungsdefizit vor. Der alleinige Verweis auf die Studie des Ökoinstituts reicht als Begründung keineswegs aus. Der Wirkfaktor "Ableitung radioaktiver Stoffe mit der Abluft" ist auf deren Wirkung auf Boden und Wasser auszuweiten.
4.14 bis 4.16 Es fehlen konkreten Zahlenangaben. Mit den pauschalen Angaben kann ich nichts anfangen. Die Daten sind vor Genehmigung vorzulegen. 

4.18 Die Planungen für die Pier werden nicht benannt.
Die Baubeschreibung von Hochtief enthält unter Ziffer 6.1.1. den Satz: "Die Fortluft wird über Dach in ca. 18,00 m Höhe ausgeblasen." Es erfolgt demnach eine Zwangsentlüftung. Eine Betrachtung der Einhaltung der klimatischen Auslegungsbedingungen bei Ausfall der Lüftung ist nachzureichen. Falls es (auch schon vorher) zu Freisetzungen aus den Gebinden gekommen ist, sind 

(für den Fall der unterbrochenen Zwangentlüftung) Schutzmaßnahmen/Warngeräte zu installieren, um die Mitarbeiter vor ausgetretener Radioaktivität zu schützen. Die im Betrieb vorgesehenen Abluftvolumina sind (mit Warnschwellen) festzulegen. Eine Emissionsmessung, die alle Nuklide erfasst, ist unbedingt vorzusehen.

Schlussbemerkung: Ich begrüße grundsätzlich den Rückbauantrag für das Kernkraftwerk Brunsbüttel und der damit erforderliche Bau eines LasmA . Der Rückbau ist ein wichtiger Schritt bei der Umsetzung der Energiewende. Er ist insbesondere wegen der jetzt noch vorhandenen Fachwissens dringend zeitnah erforderlich. 

Ich gehe davon aus, dass die Einwendung ein Beitrag ist den Rückbau sicherer zu machen. 

Nortorf, 24.4. 2015
